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Unterrichtung
durch die Bundesregierung

Stellungnahme der Bundesregierung zu der Entschließung des 
Bundesrates - Mehr Tierwohl im Fleischsektor - Prüf- und 
Zulassungsverfahren für serienmäßig hergestellte Betäubungs-
anlagen und -geräte

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft teilte mit Schreiben vom 

17. Juni 2021 Folgendes mit:

Zu der Entschließung des Bundesrates „Mehr Tierwohl im Fleischsektor - Prüf- und 

Zulassungsverfahren für serienmäßig hergestellte Betäubungsanlagen und -geräte“ 

(Drucksache 99/21 (Beschluss)) vom 5. März 2021 nimmt das Bundesministerium 

für Ernährung und Landwirtschaft wie folgt Stellung:

Tiere müssen so betäubt werden, dass sie schnell und unter Vermeidung von 

Schmerzen oder Leiden in einen bis zum Tod anhaltenden Zustand der Wahrneh-

mungs- und Empfindungslosigkeit versetzt werden. Nach harmonisiertem EU-Recht 

dürfen Betäubungsgeräte daher nur mit Herstelleranweisungen verkauft werden, die 

einen Einsatz unter optimalen Tierschutzbedingungen gewährleisten. Aus den Ge-

brauchsanweisungen muss u. a. hervorgehen, für welche Tierart, -kategorie, -menge 

und/oder Gewichtsklasse der Tiere diese vorgesehen sind. Auch sind darin die emp-

fohlenen Parameter für die jeweiligen Einsatzmöglichkeiten - wie beispielsweise 

das Verfahren zur Überwachung der Wirksamkeit der Geräte im Hinblick auf die 

Einhaltung der Anforderungen - anzugeben. Die Regelungen zu Geräten zur Ruhig-

stellung und Betäubung richten sich dabei sowohl an Gerätehersteller und -

verkäufer als auch an Schlachtunternehmen.

Nach den Regelungen der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 dürfen Geräte zur Ru-

higstellung und Betäubung von Tieren nur mit Anweisungen verkauft werden, die 

einen Einsatz unter optimalen Tierschutzbedingungen gewährleisten. Diese Anwei-
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sungen enthalten unter anderem auch die Beschreibung von Verfahren zur Überwa-

chung der Wirksamkeit der Geräte und Empfehlungen für die Instandhaltung und 

erforderlichenfalls Eichung. Die Unternehmer haben dabei sicherzustellen, dass die 

Geräte gemäß Herstelleranweisung durch eigens hierfür geschultes Personal in-

standgehalten und kontrolliert werden und es sind Aufzeichnungen über Wartungs-

maßnahmen zu führen. Detailregelungen zur Überprüfung der Geräte durch unab-

hängige Prüfstellen sind in der Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 nicht vorgesehen.

Die Prüfung und Bewertung, ob die tierschutzrechtlichen Anforderungen bei der 

Anwendung der Geräte zur Betäubung eingehalten werden, ist die Aufgabe der zu-

ständigen Vollzugsbehörden. Im Falle der Feststellung eines Verstoßes sind die er-

forderlichen Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass adäquate Abhilfe er-

griffen wird. Die zuständigen Behörden können ggfls. auch von Herstellern eine 

Änderung dieser Anweisungen für Betäubungsgeräte einfordern, wenn Anhalts-

punkte vorliegen, dass eine tierschutzkonforme Betäubung nicht erreicht werden 

kann. 

Die bestehenden rechtlichen Anforderungen sind insofern ausreichend, um den aus-

schließlichen Einsatz tierschutzgerechter Betäubungsgeräte sicherzustellen. Auch 

kann ein Prüf- und Zulassungsverfahren eine Vor-Ort-Kontrolle nicht ersetzen. Zu-

dem lässt das EU-Recht strengere nationale Vorschriften im Hinblick auf den Tier-

schutz beim Schlachten nur unter sehr engen Bedingungen zu. 

Derzeit überprüft die Europäische Kommission das EU-Tierschutzrecht auf Ände-

rungsbedarf, wobei sich die Bundesregierung aktiv einbringt, um weitere Verbesse-

rungen des Tierschutzes bei der Schlachtung zu erreichen.

Unabhängig von der angesprochenen Thematik der Betäubungsgeräte sieht die 

Bundesregierung auch Änderungsbedarf an der nationalen Tierschutz-

Schlachtverordnung und bereitet ein entsprechendes Verordnungsverfahren vor. Im 

Rahmen dieser Änderungsverordnung sollen auch die bestehenden Regelungen u. a. 

in Bezug auf die Betäubungsmethoden unter Berücksichtigung des aktuellen wis-

senschaftlichen Kenntnisstandes überprüft werden.


